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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Abkürzung handelsrechtlicher und steuer- 
rechtlicher Aufbewahrungsfristen 

— Drucksache 372 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Bartels 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Abkürzung 
handelsrechtlicher und steuerrechtlicher Aufbewah- 
rungsfristen — • Drucksache 372 — ist vom Rechts- 
ausschuß (federführend) in seinen Sitzungen vom 
8. Oktober und 27. November 1958, vom Finanzaus- 
schuß (mitbeteiligt) in seinen Sitzungen vom 5. und 
6. November 1958 beraten worden. Beide Ausschüsse 
halten das Verlangen der Wirtschaft, die gesetzlich 
vorgeschriebenen Fristen für die Aufbewahrung von 
Schriftgut, vor allem von Geschäftskorrespondenz, 
abzukürzen, für berechtigt. Im einzelnen ergab sich 
folgendes: 

Im Regierungsentwurf ist für die Aufbewahrung 
von Handelsbüchern, Inventuren und Bilanzen nach 
dem Handelsgesetzbuch und der Reichsabgabenord- 
nung eine Frist von zehn Jahren vorgesehen. Bei 
dieser Frist soll es bleiben. Für die Aufbewahrung 
von sonstigem Schriftgut sieht der Regierungsentwurf 
im Handelsgesetzbuch eine Frist von fünf Jahren 
vor, während im Rahmen der Reichsabgabenordnung 
dieses Schriftgut so lange aufbewahrt werden soll, 
bis die steuerliche Überprüfung abgeschlossen ist 
und deren Ergebnisse ausgewertet sind, mindestens 
fünf Jahre, höchstens zehn Jahre. Darüber, wann 
eine steuerliche Überprüfung abgeschlossen ist, ent- 
hält der Regierungsentwurf nähere Vorschriften. 

Der Ausschuß ist der Meinung, daß die im Regie- 
rungsentwurf für die Reichsabgabenordnung vor- 
gesehene Regelung nicht befriedigt. Wenn die Auf- 
bewahrungsfrist von der Vornahme einer Betriebs- 
prüfung und der Auswertung ihrer Ergebnisse ab- 
hängt, so hat es die Finanzverwaltung in der Hand, 
die Dauer der Aufbewahrungspflicht zu bestimmen. 
Der Steuerpflichtige muß aber mit festen Fristen 


rechnen können. Es wäre auch durchaus zu begrüßen, 
wenn durch die Bestimmung einer festen Frist die 
Finanzverwaltung genötigt wäre, die Betriebsprüfun- 
gen und ihre Auswertung innerhalb bestimmter Zeit 
durchzuführen. Der Ausschuß ist der Meinung, daß 
innerhalb von sieben Jahren, gerechnet vom Ende 
des Jahres an, in dem die Korrespondenz usw. ent- 
standen ist, in jedem Falle die Betriebsprüfung 
durchgeführt und ihre Ergebnisse ausgewertet sein 
können. Er schlägt deshalb vor, die Frist zur Auf- 
bewahrung der Korrespondenz usw. im Rahmen der 
Reichsabgabenordnung auf sieben Jahre festzusetzen 
und zur Vereinheitlichung auch im Handelsgesetz- 
buch die gleiche Frist vorzusehen. 

Die Beratungen ergaben ferner, daß es zweck- 
mäßig ist, bei Gelegenheit dieses Gesetzes die Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung in § 162 Abs. 10 
über die Durchführung von Betriebsprüfungen den 
tatsächlichen Verhältnissen anzupassen. Die bis- 
herige Vorschrift, daß Großbetriebe alle drei Jahre 
zu prüfen sind, ist nicht immer durchführbar, da der 
Finanzverwaltung nicht überall die erforderliche 
Zahl von Prüfern zur Verfügung steht. Andererseits 
soll an dem Grundsatz, daß alle drei Jahre zu prüfen 
ist, festgehalten werden. Diesem Wunsch trägt die. 
vorgeschlagene Sollvorschrift Rechnung. Der Aus- 
schuß ist weiter der Auffassung, daß der bisherige 
Satz 2 des § 162 Abs. 10 der Reichsabgabenordnung 
keine Verpflichtung des Steuerpflichtigen begrün- 
dete, sondern eine Weisung an die Finanzverwal- 
tung darstellte. Er hält die Streichung dieses Satzes 
für zweckmäßig, um die Verwaltung freier zu 
stellen. 
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Schließlich wurde noch berücksichtigt, daß es not- Die Beschlüsse des Rechtsausschusses stimmen 
wendig ist, die in anderen Steuergesetzen vor- mit der Stellungnahme des Finanzausschusses über- 
gesehenen Aufbewahrungsfristen mit den neuen Be- ein und wurden mit großer Mehrheit gefaßt. Die 
Stimmungen der Reichsabgabenordnung in Einklang Änderungen im einzelnen ergeben sich aus der 
zu bringen. nachstehenden Zusammenstellung. 

Bonn, den 28. November 1958 

Dr. Bartels 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf -- Drucksache 372 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 28. November 1958 

Der Recht sausschuß 

Hoogen Dr. Bartels 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Abkürzung handelsrechtlicher und 
steuerrechtlicher Aufbewahrungsfristen 

— Drucksache 372 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Abkürzung handels- 
rechtlicher und steuerrechtlicher 
Aufbewahrungsfristen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

§ 44 des Handelsgesetzbuchs erhält folgende 
Fassung: 

»§ 44 

Die Kaufleute sind verpflichtet, ihre Handels- 
bücher sowie Inventare und Bilanzen zehn Jahre, 
empfangene Handelsbriefe und Abschriften der ab- 
gesandten Handelsbriefe fünf Jahre aufzubewahren. 

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluß 
des Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung 
in das Handelsbuch gemacht, das Inventar aufge- 
stellt, die Bilanz festgestellt oder der Handelsbrief 
empfangen oder abgesandt ist." 

§ 2 

§ 162 Abs. 8 der Reichsabgabenordnung erhält 
folgende Fassung: 

„(8) Die Bücher, Aufzeichnungen und, soweit sie 
für die Besteuerung von Bedeutung sind, auch die 
Geschäftspapiere und sonstige Unterlagen sind auf- 
zubewahren, und zwar 

1. Bücher, Inventare und Bilanzen zehn 
Jahre, 

2. Geschäftspapiere, Aufzeichnungen im Sinne 
des Absatzes 1 und die sonstigen Unter- 
lagen bis zu dem Zeitpunkt, in dem die 
steuerliche Überprüfung abgeschlossen ist 
und deren Ergebnisse ausgewertet sind, 
mindestens fünf Jahre, längstens zehn 
Jahre, sofern nicht in anderen Steuer- 
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Entwurf eines Gesetzes zur Abkürzung handels- 
rechtlicher und steuerrechtlicher 
Aufbewahrungsfristen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

§ 44 des Handelsgesetzbuchs erhält folgende 
Fassung: 

„§ 44 

Die Kaufleute sind verpflichtet, ihre Handels- 
bücher sowie Inventare und Bilanzen zehn Jahre, 
empfangene Handelsbriefe und Abschriften der ab- 
gesandten Handelsbriefe sieben Jahre aufzubewah- 
ren. 

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluß 
des Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung 
in das Handelsbuch gemacht, das Inventar aufge- 
stellt, die Bilanz festgestellt oder der Handelsbrief 
empfangen oder abgesandt ist." 

§ 2 

§ 162 der Reich sab gaben Ordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. Absatz 8 erhält die folgende Fassung: 

„(8) Die Bücher, Aufzeichnungen und, soweit 
sie für die Besteuerung von Bedeutung sind, 
auch die Geschäftspapiere und sonstige Unter- 
lagen sind aufzubewahren, und zwar 

1. unverändert 

2. Geschäftspapiere, Aufzeichnungen im 
Sinne des Absatzes 1 und die sonstigen 
Unterlagen sieben Jahre, sofern nicht 
in anderen Steuergesetzen kürzere Auf- 
bewahrungsfristen bestimmt sind. 
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Entwurf 

gesetzen kürzere Aufbewahrungsfristen 
bestimmt sind. 

Die steuerliche Überprüfung ist abge- 
schlossen, wenn der Zeitraum oder der 
Vorgang, auf den sich die Unterlagen 
beziehen, für sämtliche in Betracht kom- 
mende Steuern Gegenstand einer Be- 
triebsprüfung gewesen ist; bei Konzern- 
prüfungen müssen außerdem sämtliche 
zum Konzern gehörige Betriebe geprüft 
sein. Eine Konzernprüfung ist eine durch 
einheitlichen Auftrag angeordnete Be- 
triebsprüfung eines Konzerns im Sinne 
des § 15 des Aktiengesetzes. Die Aus- 
wertung der Betriebsprüfungsergebnisse 
ist in dem Zeitpunkt abgeschlossen, in 
dem die auf Grund der Betriebsprüfung 
festgesetzten Steuern rechtskräftig ge- 
worden sind oder in dem das Finanzamt 
dem Steuerpflichtigen mitgeteilt hat, daß 
eine Steuerfestsetzung unterbleibt. Das 
Finanzamt ist berechtigt, die Aufbewah- 
rungsfrist für die unter Ziffer 2 genann- 
ten Unterlagen im Einzelfall vor Abschluß 
der steuerlichen Überprüfung auf fünf 
Jahre zu verkürzen, wenn diese Unter- 
lagen für die Durchführung des Besteue- 
rungsverfahrens nicht mehr benötigt wer- 
den. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit 
dem Schluß des Kalenderjahres, in dem 
die letzte Eintragung in die Bücher und 
Aufzeichnungen gemacht worden ist oder 
die Geschäftspapiere oder die sonstigen 
Unterlagen entstanden sind.'' 


§ 3 

In § 1 Abs. 8 der Verordnung über die Führung 
eines Wareneingangsbuchs vom 20. Juni 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 752) sind die Worte „und die 
dazugehörigen Belege müssen" zu streichen und 
durch das Wort „muß" zu ersetzen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluß 
des Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung 
in die Bücher und Aufzeichnungen gemacht wor- 
den ist oder die Geschäftspapiere oder die son- 
stigen Unterlagen entstanden sind." 


2. Absatz 10 erhält die folgende Fassung: 

„(10) Bei Großbetrieben soll mindestens alle 
drei Jahre eine ordentliche Betriebsprüfung 
durch entsprechend vorgebildete Beamte oder 
Sachverständige der Finanzverwaltung statt- 
finden. Die Prüfung soll jeweils den Zeitraum 
bis zu der zuletzt erfolgten Prüfung umfassen; 
bei Betrieben, bei denen zum ersten Mal eine 
Betriebsprüfung stattfindet, bestimmt die Finanz- 
verwaltung den Zeitraum, auf den sich die 
Prüfung zu erstrecken hat." 

§ 3 

unverändert 


§ 3a 

Soweit nach Steuergesetzen außerhalb der Reichs- 
abgabenordnung für Geschäftspapiere, Aufzeichnun- 
gen und sonstige Unterlagen, die nach § 162 Abs. 8 
Nr. 2 der Reidisabgabenordnung sieben Jahre auf- 
zubewahren sind, bisher längere Aufbewahrungs- 
fristen gelten, treten diese außer Kraft. 
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Entwurf B e s c h 1 ü s s le d e s 1 2. A u s s c h u s s e s 

§ 4 § 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 unverändert 

und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S, 1) 
audi im Land Berlin. 

§ 5 § 5 

§§ 2 und 3 dieses Gesetzes gelten nicht im Saar- §§ % 3 und 3a dieses Gesetzes gelten nicht im 
land. Saarland. 


§ 6 


§ 6 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


unverändert 


f 
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